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Begründung zur Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4(2) Baugesetzbuch 

 
 

Planausschnitt 
 

 
Kartenausschnitt mit Genehmigung des LKVK (LB/024/86) 

 
1. Ziele der Planung  
Mit Schreiben vom 8.3.2012 beantragt die Landeshauptstadt Saarbrücken eine Änderung 
des Flächennutzungsplans in den oben dargestellten Bereichen. 
 
Ziel der Änderung ist die Erweiterung bzw. Grenzveränderung der vorhandenen gewerbli-
chen Baufläche im nördlich angrenzenden Bereich des Ensheimer Flughafens. Parallel zur 

Änderungsabsicht: Landeshauptstadt Saarbrücken – Stadtteil Ensheim „Gewerbe-
gebiet nördlich Flughafen Ensheim“ 
 
 
Ziel der Darstellung: 
„gewerbliche Baufläche“ statt „Fläche für die Landwirtschaft“ und „Fläche für die 
Landwirtschaft“ statt „gewerbliche Baufläche“, „Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Erhaltung von Boden, Natur und Landschaft“ 

„Fläche für die Landwirt-
schaft“ statt „gewerbliche 
Baufläche“ 

„gewerbliche Baufläche“ 
statt „Fläche für die 
Landwirtschaft“ 

„Fläche für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Land-
schaft“ 
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Flächennutzungsplanänderung wird seitens der Landeshauptstadt Saarbrücken der gleich-
namige Bebauungsplan aufgestellt.  
 
Die Landeshauptstadt Saarbrücken betreibt für einen in Ensheim ansässigen Gewerbebe-
trieb die Baurechtsschaffung für eine notwendige Gewerbebaulandvorhaltung bzw. Betriebs-
erweiterung. Somit existiert auch für die vorbereitende Bauleitplanung bereits ein gewisser 
Vorhabensbezug. 
 
Die betriebliche Konzeption des ansässigen Gewerbebetriebs sieht eine kompakte Zusam-
menfassung gewerblicher Bauflächen in ausreichender Größe vor. Dies erfordert zum einen 
eine Erweiterung in nordwestlicher Richtung um etwa 2,3 ha zulasten von Flächen für die 
Landwirtschaft, zum anderen eine Verringerung der gewerblichen Bauflächen im Norden um 
ca. 0,7 ha zugunsten von Flächen für die Landwirtschaft.  
 
Der durch das Planvorhaben initiierten externen Ausgleichsnotwendigkeit wird durch die 
Darstellung einer in unmittelbarer Nachbarschaft gelegenen „Fläche für Maßnahmen, zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ Rechnung getra-
gen. 
 
2.  Beschreibung des Plangebiets 
Das Plangebiet befindet sich unmittelbar nördlich des Flughafens Ensheim, westlich der 
L 108. Es umfasst eine Gesamtfläche von ca. 3 ha. Aufgrund seiner vergleichsweise günsti-
gen topographischen Rahmenbedingungen bietet sich das Areal für großflächige Ansiedlun-
gen an. Parallel zur Flächennutzungsplanänderung wird der gleichnamige Bebauungsplan 
aufgestellt. Dieser bezieht jedoch zusätzliche Flächen in die baurechtlichen Festsetzungen 
mit ein. 
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3.  Erschließung 
Die Verkehrsanbindung erfolgt unmittelbar über die L 108 an die Anschlüsse der BAB 6. 
Somit ist die Anbindung an das überregionale Fernstraßennetz gegeben. Die direkte Nähe 
zum Flughafen Ensheim stellt einen bedeutsamen Standortvorteil dar. 
 
4.  Umweltbelange - Boden 
Das Kataster kontaminationsverdächtiger Flächen des Regionalverbandes verzeichnet keine 
Verdachtsflächen innerhalb der Flächennutzungsplanänderung. 
Grundsätzlich sind im gesamten Planungsgebiet Munitionsgefahren nicht auszuschließen. 
Vor einzelnen konkreten Baumaßnahmen sind gezielte Luftbildauswertungen bzw. Boden-
sondierungen durchzuführen.  
 
5.  Übergeordnete Planungen 
5.1 Ziele der Landesplanung 
Der Landesentwicklungsplan, Teilabschnitt Umwelt, stellt für den Bereich der Flächennut-
zungsplanänderung und darüber hinaus ein Vorranggebiet für Grundwasserschutz (VW) dar.  
 
Die Änderungsabsicht des Flächennutzungsplans „Fläche für die Landwirtschaft“ statt „ge-
werbliche Baufläche“ im nördlichen Bereich wird überlagert mit der Darstellung des Vorrag-
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bietes für Gewerbe, Industrie und Dienstleistung. Hierzu heißt es im Landesentwicklungsplan 
Umwelt unter Punkt (57) „In Vorranggebieten für Grundwasserschutz (VW) können Gewerbe, 
Industrie und Dienstleistungen in VG (…….) betrieben werden, soweit sie auf die Erforder-
nisse des Grundwasserschutzes ausgerichtet werden“. 
 
Die Verordnung über die Festsetzung des Wasserschutzgebietes „Wog- und Wieschbachtal“ 
wurde jedoch durch das Ministerium für Umwelt mit Verordnung vom 1. Dezember 2008 auf-
gehoben.  
 

 
 
5.2 Ziele der Landschaftsplanung 
Die durch die Flächennutzungsplanänderung beabsichtigte „gewerbliche Baufläche“ liegt in-
nerhalb der Darstellungen des Landschaftsschutzgebietes Nr.5.08.04 Wisch- und Wogbach-
tal. Ein entsprechender Antrag zur Ausgliederung einer Teilfläche ist im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens seitens der Landeshauptstadt Saarbrücken beim Ministerium für Um-
welt, Energie und Verkehr gestellt. Ein Abschluss des Ausgliederungsverfahrens wird für 
Februar 2013 erwartet. 
Nordwestliche und westlich des Plangebietes erstreckt sich in etwa 80 bis 150m Entfernung 
das FFH-Gebiet Nr.6708-305 „Woogbachtal“. Eine direkte Betroffenheit des FFH-Gebietes 
ist nicht gegeben. 
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Der Landschaftsplan des Regionalverbandes stellt für den Änderungsbereich des Flächen-
nutzungsplans „gewerbliche Baufläche“ statt „Fläche für die Landwirtschaft“ landwirtschaftli-
che Fläche dar. Für den Änderungsbereich „Flächen für die Landwirtschaft“ statt „gewerbli-
che Baufläche“ stellt er „Angebotsfläche für die Siedlungsentwicklung“ dar. 
 

 
 
 
6. Verhältnis zur Bebauungsplanung 
Bebauungspläne sind aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans zu entwickeln. Die 
Landeshauptstadt Saarbrücken stellt parallel den Bebauungsplan Nr. 441.01.03 "Erweiterung 
GE-Gebiet Nördlich Flughafen - Ostteil" auf. 
 
Umweltbericht 
 
Die Landeshauptstadt Saarbrücken hat im Zusammenhang mit der parallelen Aufstellung 
des Bebauungsplans „Erweiterung Gewerbegebiet nördlich Flughafen“ durch das Planungs-
büro Argus Concept GmbH einen Umweltbericht erstellen lassen. Obwohl der Geltungsbe-
reich der Flächennutzungsplanänderung nur einen Teil des Bebauungsplangebietes ein-
nimmt, werden die Formulierungen, Aussagen und Ergebnisse dieses Umweltberichtes hier 
übernommen und im Anschluss wiedergegeben.  
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